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Alle planen, auch die, die nicht planen.
– Niemand plant, auch die nicht, die planen.

Konturen einer Debatte

Welche Folgen auch immer die aktuelle Finanzkrise noch zeitigen
wird, eines ist sie schon jetzt: ein diskursives Großereignis, ein Bruch
in der politischen Rationalität, der Ordnung dessen, was im Feld des
Politischen bis dahin denkbar und sagbar war. Fast noch atemrauben-
der als die astronomischen Summen, welche die Industriestaaten binnen
weniger Tage zur Absicherung des Bankensystems bereitstellten, ist das
Tempo, in dem über Bord geworfen wurde, was in den letzten Jahrzehn-
ten fraglose Plausibilität besaß: die Überzeugung, dass eine »gute Regie-
rung« den ökonomischen Wettbewerb nicht einzudämmen, sondern
nach Kräften zu befördern habe. Solange die Therapie immer schon
feststand, war auch die Diagnose kein Problem: Bürokratische Verkrus-
tung blockierte Flexibilisierungs- und Rationalisierungsprozesse, staat-
liche Eingriffe verzerrten die Selbstregulation durch Angebot und Nach-
frage,»Vollkaskomentalität« sabotierte Leistungsorientierung undRisiko-
bereitschaft. Kurz, was immer schief lief, schuld war stets ein Mangel an
Marktförmigkeit. Und jetzt? Das Allheilmittel hat sich ins Übel
schlechthin verkehrt. Der Glaube an die starke Hand ersetzt den an die
unsichtbare. Selbst Erzliberale, denen Marktversagen bislang schon für
eine logische Unmöglichkeit galt, überschlagen sich plötzlich mit For-
derungen, der Staat müsse eben dieses Versagen kurieren. Man weiß fast
nicht, was man mehr fürchten soll: die Krise selbst oder die Rhetorik
des Ausnahmezustands, mit welcher der Common Sense ihr begegnet.
Gleichermaßen beängstigend wie beeindruckend ist jedenfalls die Unver-
frorenheit, mit der die politischen Lautsprecher jetzt im Brustton der
Überzeugung derjenigen, die es angeblich immer schon gewusst haben,
das exakte Gegenteil dessen propagieren, was sie vor kurzem noch als
unumstößliche Wahrheit verkündeten.

Eine diskursive Verschiebung rekonstruiert auch der folgende Rück-
blick auf eine Debatte der 1960er Jahre. Auch damals standen die Gren-
zen des Marktes und die Möglichkeiten staatlicher Steuerung zur Diskus-
sion, wenngleich unter anderen Vorzeichen und Konfliktlinien. Diese
Debatten sollen hier weder in der politischen und Ideengeschichte der
Bundesrepublik verortet, noch soll versucht werden, die damals disku-
tierten Konzepte für die Gegenwart fruchtbar zu machen. Das Augen-
merk richtet sich vielmehr auf die semantischen Umbesetzungen, die
uns von diesen Debatten trennen. Erst durch diese Fremdheit hindurch
lassen sich jene Momente der Kontinuität in der Diskontinuität erken-
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nen, die es zweifellos gibt und die vielleicht einen anderen Blick auf die
Gegenwart eröffnen. Wenn in den 60er Jahren »›Planung‹ als Name
einer jüngsten Epoche in der Geschichte unseres sich wandelnden Ver-
hältnisses zur Zukunft gelten« durfte, wie Hermann Lübbe 1966 be-
merkte,1 in welchen Begriffen verstehen und organisieren wir heute
unser Verhältnis zur Zukunft?

I.
Walter Hallstein, Präsident der EWG-Kommission, eröffnete sein

Referat über »VorausschauendeWirtschaftspolitik der EWG« auf der Kon-
ferenz »Planung ohne Planwirtschaft?«, zu der die List-Gesellschaft im
Juni 1963 nach Frankfurt eingeladen hatte, mit einem Bonmot: »ent-
gegen der These, daß alle planen, auch die, die nicht planen«, zitierte er
Andrew A. Shofield, »sei die Wahrheit, daß niemand plant, auch die
nicht, die planen«.2 Hallstein selbst lag indes nichts ferner als die iro-
nische Skepsis des britischen Ökonomen. In seinem Vortrag verteidigte
er vielmehr die Notwendigkeit einer auf die »modernsten Erkenntnis-
methoden« gestützten »mittelfristigen Vorausschau« und einer daraus
abzuleitenden gemeinsamen wirtschaftspolitischen »Programmierung«,
wie sie die Kommission in ihrem »Aktionsprogramm für die zweite
Stufe« vom Oktober 1962 gefordert hatte.3

In Hallsteins beziehungsweise Shonfields Hinweis auf die vermeint-
liche »Wahrheit« der Planung – ihre Unmöglichkeit – artikulierte sich
als augenzwinkernder Scherz das Unsagbare (oder eben nur in die Form
eines Witzes gekleidet Sagbare) der Debatten dieser Jahre: Man disku-
tierte endlos und publizierte ausgiebig über Pro und Contra gesell-
schaftlicher Planung, erörterte Vor- und Nachteile indikativer oder im-
perativer, kurz-, mittel- oder langfristiger, zentraler oder dezentraler,
partikularer oder totalitärer Planung, man stritt über das rechte Ver-
hältnis von Planung und Herrschaft, Planung und Freiheit, Planung
und Utopie, in den elektronischen »Denkmaschinen« fand man die
technologische Grundlage, in der Kybernetik eine Art Metatheorie des
Planens, und im »Modell des Planers« feierte oder perhorreszierte man
den homo novus der Epoche.4 Auch wenn die Planungseuphorie, die ge-
meinhin als Grundzug der 60er Jahre gilt, schon damals keineswegs so
einstimmig war, wie historische Rückblicke suggerieren – selbst die ve-
hementesten Kritiker von Planungsideologie und Planerherrschaft gin-
gen selbstverständlich davon aus, dass »alle planen, auch die, die nicht
planen«. Zur Diskussion standen Reichweite und Richtung, nicht Sinn
und Möglichkeit von Planung. Sie waren das historische Apriori des
»Jahrzehnts der Planbarkeit und Machbarkeit«.5

1963 konnte Hallstein sicher sein, mit Shonfields Formel sein Pu-
blikum zum Schmunzeln zu bringen; 45 Jahre später wirkt sie schal.
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Dass in Wahrheit »niemand plant, auch die nicht, die planen«, das
klingt für heutige Ohren trivial. Hallsteins Witz funktioniert nicht
mehr, weil niemand mehr an die Imaginationen der Planbarkeit glaubt.
Und mit dem Planungsoptimismus ist uns auch die Planungsphobie ab-
handen gekommen. Dieser Traum ist ausgeträumt, und zwar als Wunsch-
wie als Albtraum. Selbstverständlich wird im Bereich der Politik wie an-
derswo auch weiterhin geplant; Umfang und Reichweite von Planung
haben seit den 60er Jahren sogar erheblich zugenommen. Aber man
verliert darüber nicht mehr so viele Worte. Selbst die hektisch aufge-
legten Krisenbewältigungsprogramme der letzten Monate zeugen nicht
von einem neuen Vertrauen in die Macht der Planung, sondern vom
Zerbrechen des Vertrauens in die Kräfte des Marktes.

Warum also noch einmal die angestaubte Planungsliteratur der
60er Jahre aus den Bibliotheksregalen ziehen? Warum das Feld nicht
den Zeithistorikern überlassen, die sich des Themas ja schon gründlich
angenommen haben?6 – Die im Folgenden unternommene Sichtung
geschieht nicht in historisierender oder aktualisierender, sondern in
problematisierender Absicht. Herauspräpariert werden soll, welche Pro-
blemdiagnosen damals plausibel erschienen, welche Rationalitätsvor-
stellungen, welche impliziten und expliziten Anthropologien, welche
Kausalitätszuschreibungen und Teleologien den Planungskonzepten
eingeschrieben waren, welche Experten mit welchen Wissensformen
Autorität beanspruchen konnten und welche Interventionsstrategien
diese propagierten. Die Darstellung orientiert sich eng an den zeitge-
nössischen Quellen und lässt diese ausführlich zu Wort kommen. Nicht
berücksichtigt wurde hingegen jene ebenfalls umfangreiche Literatur,
die sich mit praktischen Fragen wirtschaftlicher und politischer Planung,
etwa der Einrichtung von Planungsstäben, mit stochastischen, entschei-
dungs- oder spieltheoretischen Planungsinstrumenten oder dem Einsatz
elektronischer Datenverarbeitung befasst. Die Auswahl der herangezo-
genen Texte beansprucht keine Vollständigkeit, vorgestellt werden exem-
plarische Positionen,die im zeitgenössischenDiskurs Resonanzen erzeug-
ten, erkennbar an den zahlreichen Querbezügen, in denen die Autoren
beziehungsweise ihre Texte einander kommentieren, aufeinander verwei-
sen und miteinander streiten.

II.
Nahezu alle Beiträge zur Planungsdiskussion in der Bundesrepu-

blik der 1960er Jahre diagnostizieren eine mehr oder minder radikale
Umwertung des Begriffs. Geradezu topisch ist der einleitende Hinweis
auf die Erosion eines Tabus: »Die Frage nach dem Wesen und der Mög-
lichkeit von Planung in der Politik ist in der Bundesrepublik lange Zeit
entweder gar nicht gestellt oder sogleich negativ beantwortet worden«,
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eröffnete Thomas Ellwein 1968 einen Band über Politik und Planung.
»Vor einiger Zeit änderte sich das Bild verhältnismäßig rasch. Wer nun
von Planung sprach, konnte sich mit dem Flair des Fortschrittlichen
umgeben.«7 Hans-Joachim Arndt machte im gleichen Jahr »eine Bewe-
gung von Planungsfeindlichkeit zu Planungsinteresse [. . .] , vereinzelt
sogar zu einer Art Planungs-Euphorie« aus.8 Und Kurt Lenk bemerkte
bereits 1966, wer in der Bundesrepublik über Planung reflektiere, könne
sich, obwohl das Thema noch immer »mit einer Reihe von Tabuvorstel-
lungen« behaftet sei, »nicht mehr als einer fühlen, der gegen diese Tabus
als gegen eine eherne Barriere angeht«. Da »der Abbau von Tabus gewis-
sermaßen empfohlen« werde, handle es sich vielmehr um die »Mitarbeit
an einem Rehabilitationsverfahren«.9 Vom Tabubruch über die Rehabi-
litation war es dann nur noch ein kleiner Schritt bis zur Erhebung zum
Signum der Epoche: »Planung ist der große Zug unserer Zeit«, verkün-
dete Jakob H. Kaiser im vielzitierten Vorwort zu einem Sammelband
über Recht und Politik der Planung in Wirtschaft und Gesellschaft, sie »ist
ein gegenwärtig ins allgemeine Bewußtsein aufsteigender Schlüsselbegriff
unserer Zukunft«,10 was Helmut Schelsky wiederum zu der Warnung
veranlasste: »In der Tat, diese Gefahr besteht; Schlüsselbegriffe des all-
gemeinen Bewußtseins, die den Zeitgeist aufnehmen, sind sehr bald
von der Wissenschaft nicht mehr zu bewältigen und zu benutzen, weil
jedermann seinen eigenen Geist, seine eigenen Emotionen, seine eige-
nen Ziele darin begriffen glaubt und diese Begriffe, statt präzise und
verbindlich zu werden, im allgemeinen Meinungsbrei ersticken.«11

Als Urheber der überwundenen »fast militanten Tabuisierung des
Planungsthemas in der Nachkriegszeit« identifizierten die Politologen
Volker Ronge und Günter Schmieg einerseits die »neoliberale Wirt-
schaftstheorie« und andererseits den »Antikommunismus«.12 Planung,
so das in vielen Beiträgen angeführte Argument, sei mit Planwirtschaft
gleichgesetzt worden und diese wiederum sowohl mit dem »kommunis-
tischen Herrschaftssystem« wie mit dem ebenfalls totalitären National-
sozialismus.13 In der Tat hatten Ökonomen wie Ludwig vonMises, Frie-
drich von Hayek, Walter Eucken und Alfred Müller-Armack seit den
20er Jahren ihre Erneuerungen der liberalen Theorie auf einer strikten
Gegenüberstellung von Plan- und Marktrationalität aufgebaut und nicht
nur die ökonomische Unterlegenheit zentraler Wirtschaftslenkung, son-
dern vor allem auch die praktische Unmöglichkeit einer Verbindung
von Markt- und Planmechanismen betont.14 Plan oder Markt – tertium
non datur, lautete ihr Credo. »Sowohl das Wettbewerbsprinzip wie das
der zentralen Steuerung werden zu schlechten und stumpfen Werkzeu-
gen«, schrieb Hayek 1944 im britischen Exil, »wenn sie unvollständig
sind. Sie sind einander ausschließende Prinzipien zur Lösung desselben
Problems, und eine Mischung von beiden bedeutet, das keines von bei-
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den wirklich funktionieren und das Ergebnis schlechter sein wird, als
wenn man sich konsequent auf eines der beiden verlassen hätte.«15

Hayek hatte freilich auch schon die argumentativen Bahnen ge-
spurt, in denen dann die Rehabilitation des Planungsgedankens ver-
laufen sollte: Er verwarf nicht die Idee des Plans überhaupt, sondern die
sozialistische Forderung nach einer staatlich zentralisierten Gesamtpla-
nung der Wirtschaft. Abzulehnen war jeder Versuch, festzulegen, wer was
zu welchem Preis zu produzieren habe, nicht dagegen die Schaffung
günstiger Rahmenbedingungen für die Marktakteure. Die Strahlkraft
des Planungsbegriffs beruhte, betonte er in diesem Zusammenhang, vor
allem auf seiner Unschärfe: »Das Wort ›Planung‹ verdankt seine Beliebt-
heit zum großen Teil der Tatsache, daß wir natürlich alle unser Leben
so rational wie möglich gestalten möchten und daß wir dabei so viel
Voraussicht walten lassen, wie uns nur irgend zu Gebote steht. In die-
sem Sinne ist jeder, der nicht völliger Fatalist ist, ein Planwirtschaftler,
ist jeder politische Akt ein Akt der Planung – oder sollte es wenigstens
sein –, und dann kann es nur noch Unterschiede zwischen guter und
schlechter, zwischen kluger, vorausblickender und törichter, kurzsichti-
ger Planung geben. (. . . ) Es dreht sich also nicht darum, ob, sondern wie
wir am besten planen. Die Frage lautet: ist es für diesen Zweck nicht bes-
ser, wenn der Träger der Staatsgewalt sich im allgemeinen darauf be-
schränkt, die Bedingungen zu schaffen, die dem Wissen und der Initi-
ative der einzelnen den größten Spielraum gewähren, so daß diese mit
bestem Erfolg selber planen können? Oder erfordert eine rationale Ver-
wendung unserer Produktivkräfte eine zentrale Lenkung und Organisa-
tion aller unserer Wirtschaftsakte nach einer bewußt ausgeführten ›Blau-
pause‹?«16 Über die Antwort auf diese Frage bestand in der Bundesrepu-
blik Konsens. Schon weil der dämonisierte andere deutsche Staat sich
auf die zweite Option festgelegt hatte, konnte imWesten der Begriff der
Planung positiv nur dann besetzt werden, wenn es gelang, ihn vom
Ruch der Planwirtschaft nach östlichem Vorbild zu befreien. Insofern
war der – bereits zitierte – Tagungstitel der List-Gesellschaft »Planung
ohne Planwirtschaft« in der Tat paradigmatisch.

Hayeks Versöhnung der planenden Vernunft mit der Wettbewerbs-
ordnung beruhte auf einer Umbesetzung: Subjekt der Planung sollte
nicht der Staat, sondern der einzelne Wirtschaftsakteur sein und der
Markt jene subjektlose Instanz einer Planung ohne Planer, welche als
unsichtbare Hand die individuellen Pläne durch das Spiel von Angebot
und Nachfrage koordiniert. Um den unscharfen Begriff der Planung in
diesem Sinne zu präzisieren, hatte Hayek einen anderen, nicht minder
unscharfen Begriff stark gemacht, der trotz aller Entweder-oder-Rheto-
rik als das gemeinsame Dritte der strikten Gegenüberstellung von Markt
und Plan fungierte – und bei deren Überwindung im Planungsdiskurs
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der 60er Jahre eine Schlüsselrolle einnehmen sollte, den der Rationa-
lität.

»Rational ist der Markt, auf dem durch die Konkurrenz der Betei-
ligten nach ihren Interessen die günstigste Wirkung erzielt wird«, resü-
mierte Ralf Dahrendorf 1965 noch einmal das Unvereinbarkeitsdogma
der frühen Bundesrepublik, »rational ist aber auch der Plan, in dem
ohne Konkurrenz und Widerspiel von vornherein festgelegt wird, wer
was wann zu tun hat. (. . . ) Für die marktrationale Haltung ist Planratio-
nalität nicht rational; alle Pläne müssen irren, und sie bedeuten daher
eine gigantische Chance des Irrtums. Für die planrationale Haltung ist
andererseits Marktrationalität nicht rational; Konkurrenz ist immer er-
hebliche Verschwendung von Ressourcen, die nur durch Vorplanung
vermieden werden kann.«17 Dahrendorf bezog hier eine gleichsam wis-
senssoziologische Position und kontrastierte die widerstrebenden Ra-
tionalitäten. Im öffentlichen Diskurs über Planung dominierte jedoch
ein Verständnis, das Rationalität nur im Singular kannte und diese
letztlich mit Planung zusammenfallen ließ. Die unversöhnliche Alter-
native Plan oder Markt ließ sich, wenn schon nicht auflösen, so doch
entschärfen, wenn man sie in eine Auseinandersetzung über Bedingun-
gen und Kriterien rationalen Handelns überführte.

Wer auch immer in den 60er Jahren über Planung reflektierte, land-
ete deshalb irgendwann bei der »Kernfrage« nach »dem Maß der ihr
möglichen Rationalität«18 oder simpler bei der Frage: »Was ist rationa-
les Verhalten?«19 Die Antworten setzten entweder in den Spuren Webers
bei der Relation von Zielen und Mitteln an, oder sie zielten in Hegel-
scher Tradition auf die Totalität der Vernunft beziehungsweise die Ver-
nunft der Totalität. So identifizierte Friedrich H. Tenbruck Planen mit
Zweckrationalität und bestimmte es als »zielgerichtetes Handeln, wel-
ches sich Kriterien des Erfolgs unterwirft«.20 Mit solch kleiner Münze
gab sich Jakob H. Kaiser nicht zufrieden; er definierte apodiktisch:
»Planung ist der systematische Entwurf einer rationalen Ordnung auf
der Grundlage allen verfügbaren einschlägigen Wissens.«21 Indem er
Planung an den Imperativ der Sachgebundenheit band, entzog er sie zu-
nächst der Sphäre des Politischen: »Von rationaler Planung erwartet
man einen ausschließlich sachlichen, ›non partisan approach‹; sie hebt
sich entschieden ab von den Emotionen, Taktiken und unsachlichen
Ambitionen des parteipolitischen Kleinkriegs; nicht der Kampf um die
Macht sondern – man ist versucht zu sagen: die Natur der Sache – setzt
die Maßstäbe.«22 Der Wille zur Planung und der zur Liquidation poli-
tischer Herrschaft fielen hier zusammen. Genau diese vordergründige
Entpolitisierung aber identifizierte Hermann Lübbe als Kern marxisti-
schen Denkens, und in der Tat zitierte Kaiser, Staatsrechtler an der Uni-
versität Freiburg und gewiss alles andere als ein Marxist, enthusiastisch
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Friedrich Engels‹ (wiederum von Saint-Simon übernommenes) Dik-
tum, dass an die Stelle der Regierung über Personen die Verwaltung von
Sachen treten werde. Lübbe erinnerte zugleich daran, »daß Planungs-
Enthusiasmus in Kombination mit dem Willen zur Endlösung der
Herrschaftsfrage (sic!) nicht als Quietiv, sondern als Intensiv politischer
Herrschaft« wirkte.23 Totale Planung bedeute folglich totale Herrschaft.
Wenn der Plan in seiner Rationalität über allen politischen Machtspie-
len stehen sollte, so das bereits von Hans Freyer in den 30er Jahren ver-
tretene Argument,24 dann waren alle Machtmittel gerechtfertigt, die
ihm praktische Geltung verschafften – eine Volte von der Verabschie-
dung des Politischen zu seiner Restitution im Namen der Planrationa-
lität, die Kaiser denn auch prompt vollzog: Die Artikulation partiku-
larer Interessen, etwa der »Anspruch der Gewerkschaften, nach wie vor
unabhängig vom Plan, frei und gegebenenfalls mit der Waffe des Streiks
Lohnpolitik zu machen«, war für ihn nichts als ein »Störungsfaktor«25,
ein Angriff auf die rationale Ordnung, der wiederum nach einer Aus-
weitung der Planung verlangte, um solche Irritationen gar nicht erst
manifest werden zu lassen. Die »unaufhebbare Affinität des Geistes zu
Freiheit und Rationalität«, die er beschwor, ließ die Freiheit gut hege-
lisch zur Einsicht in die Notwendigkeit schrumpfen.26

Sowohl das Verständnis von Rationalität als Zweckrationalität wie
das einer vernünftigen Gesamtordnung setzten Subjekte voraus, die in
der Lage und willens waren, ein »sachliches« Verhältnis zu sich selbst zu
entwickeln und ihr Handeln entweder im Dienste individueller Nutzen-
maximierung oder aus Einsicht in die höhere Vernunft des Ganzen zu
rationalisieren. Blieb im einen Fall die Ratio immer positional, ein-
zelne Akteure verfolgten zielgerichtet unterschiedliche Zwecke, so hatte
sie im anderen »den Charakter eines großen Systems«, auf das hin sich
die Einzelwillen auszurichten hatten.27 In beiden Ausprägungen ent-
sprach der Idealtypus des Planers weder dem Konformisten, der sich
kapitulierend an die Realität anpasste, noch dem bloßen Schwärmer,
der aus ihr in Wunschwelten flüchtete. Der Planer war vielmehr ein Zu-
kunftsingenieur, ein Techniker, der besonnen Ziele bestimmte undMittel
disponierte, um die Realität praktisch zu verändern.

Für nüchtern-soziologische Beobachter wie Tenbruck war Planung
schlicht eine soziale Tatsache, für hegelianische Planungseuphoriker ein
geschichtliches Telos. Mit dem kybernetisch aufgerüsteten Weltgeist im
Rücken erschien Planungsskepsis als pathologische Schicksalsgläubigkeit.
Der Psychologe Otto Walter Haseloff, Vorstand des EMNID-Instituts
und Herausgeber einer Schriftenreihe »für wissenschaftliche Weltorien-
tierung« bezichtigte seine Gegner denn auch eines »regressiven Sozial-
dogmatismus«. Verhaftet »in realitätsflüchtigen Vorstellungswelten« ver-
kennten sie, »daß ein hinreichendes Maß an rationaler Organisation
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und Vorausplanung unabdingbare Voraussetzung für jedes geordnete
menschliche Zusammenleben ist«.28 Sie gehörten deshalb in die Anstalt
oder bestenfalls auf die Couch eines Psychoanalytikers: »Den Menschen,
deren Erwartungen bezüglich der Folgen ihrer eigenen Handlungen
und Entscheidungen sich häufig und vielleicht unkorrigierbar als falsch
erweisen, werden seit langem die durch die Gruppe normierten Sozial-
rollen des Tölpels oder des Unbelehrten, später die Rolle des Geistes-
kranken sowie neuerlich gegebenenfalls die des Neurotikers zugeteilt.«29
Planung war rational, so das Argument, weil sie wissenschaftlich vor-
ging. Sich ihrer Objektivität zu verweigern und auf die »Ausnutzung
aller technischen, logischen und empirischen Hilfsmittel« sowie die
»Mitarbeit fachgeschulter Experten« zu verzichten, war folglich Aus-
druck eines mentalen Atavismus – und letztlich einer Sehnsucht nach
der Autorität eines »einsamen, aber ›instinktsicheren‹ Machthabers, der
die Entscheidung intuitiv oder gemäß seiner persönlichen Lebenser-
fahrung findet«.30

Der umfassende Anspruch von Planung konnte sich auf gesicherte
wissenschaftliche Erkenntnisse sowie »den hohenEntwicklungsstand und
die dauernde Anwendung rationaler Planungsmethoden in den USA,
in England und Frankreich« berufen, so Haseloff, oder auf einen – im
Prozess der Planung erst noch aufzufindenden – »Nomos«, der zugleich
eine Spielart der »ewigen Wiederkehr des Naturrechts« darstellen sollte,31
so Kaiser mit Rekurs auf Carl Schmitt. Häufiger jedoch wurden gera-
dezu apokalyptische Szenarien beschworen, denen allein die Rationa-
lität der Planung Einhalt gebieten können sollte. Für die Protagonisten
des »Griffs nach der Zukunft« stand die Uhr schon lange auf fünf vor
Zwölf: »Geht man an die unaufschiebbaren Aufgaben im Geist von ge-
stern, in atavistischen Gruppenegoismen, unter dem Ausschließlich-
keits- und Machtanspruch von Rassen, Nationen, Konfessionen oder
Interessencliquen«, so Hans Josef Mundt, zusammen mit Robert Jungk
Herausgeber der Buchreihe Modelle für eine neue Welt, »dann kann die
Wirkung der modernen Mittel zum Untergang aller führen, keineswegs
nur zu dem der Unbelehrbaren. (. . . ) Erst die notwendigen Regulatio-
nen, beispielsweise innerhalb unserer von der Autolawine überfluteten
Städte, innerhalb unserer wimmelnden Wohngemeinschaften, an den
pulsierenden Nahtstellen von Arbeits- und Freizeit, ermöglichen uns in
den nächsten Jahren, viel mehr aber noch künftigen Generationen, die
in den rapiden Veränderungen unserer Zeit unseren Langfristplanungen
ausgeliefert sind, ein menschenwürdiges, ja überhaupt menschenmög-
liches Dasein.«32 Gelang es, die planende Vernunft auf diese Weise mit
dem Überleben der Gattung kurzzuschließen, dann war der Planungs-
imperativ unabweisbar. Helmut Schelsky wies auf die chiliastischen Züge
eines solchen Denkens hin, das »angewandte soziale Phantasie« mobili-
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sieren und diese in »Sozialtechnik« überführen wollte, sich selbst aber
gegen Kritik immunisierte: »Die Alternative ›Weltplanung oder Welt-
vernichtung‹ ist aber gar keine Alternative, denn: Wer würde die Ver-
nichtung ›wählen‹? Die Aufgabe dieses überdramatisierten Dualismus
besteht also darin, die ›Weltplanung‹ als die einzige Methode der ›Ret-
tung‹ der Welt, als unvermeidbar hinzustellen.«33

Auch wenn die zugrunde liegenden Zeitdiagnosen keinesfalls im-
mer so apokalyptisch ausfielen – im Gestus des Retten-Wollens und dem
Willen zur Rationalität trafen sich linke wie rechte, idealistische wie
pragmatische Planungsbefürworter.Waren die einen überzeugt,dass ratio-
nale Planung auf einen weit reichenden Umbau der sozialen Ordnung
abzielen und diesen einleiten müsse, so war sie für die anderen gerade
keine »progressiv-revolutionäre Aufgabe«34, sondern folgte einer »Uto-
pie des Bewahrens«.35 So gründete Wilhelm Hennis seine »›konservative‹
Rechtfertigung der Planung als einer wichtigen zu institutionalisieren-
den Regierungsaufgabe« auf die Trias »Sorge, Vorsorge, Fürsorge«. Man
belaste das Verständnis von Planung unnötig, erläuterte er, »wenn wir
unter Planung stets und von vornherein den auf Umgestaltung, auf Ver-
änderung angelegten Vorentwurf der Zukunft verstehen, wobei dieser
Entwurf dann von dieser oder jener progressiven Idee diktiert sein soll.
Planung muß aber schon sein um der bloßen Sicherung der Zukunft
willen: Sicherung künftigen Lebens und das heißt allerdings in einem
Gemeinwesen, das sich dazu bekennt, Sicherung menschenwürdigen
Lebens.«36 Lübbe sekundierte geschichtsphilosophisch, Planung werde
heute – geschrieben 1966 – weniger »durch geschichtliche Endzwecke«
motiviert, sondern sei eine »Selbstbehauptungspraxis unter bedrohlich
sich verändernden Umständen«.37 Ähnlich wenn auch mit gänzlich an-
derer politischer Stoßrichtung argumentierte Günther Anders, wenn er
ein gängiges Vorurteil zurückwies, das Planung als »Antipodin der Frei-
heit« verdammte: »Autonomie wird nicht nur durch Planung bedroht,
sondern mindestens ebenso durch Nichtplanung oder durch die Pla-
nungen jener Wirtschaftsgruppen, die Abermillionen von Menschen als
plan-uninteressant, nämlich als unverwertbar draußen, und das heißt:
verkommen lassen. (. . . ) Wer die Millionen, die nackend und vor Hun-
gers sterbend in den Straßen Kalkuttas liegen, gesehen hat, der weiß, daß
es keine furchtbarere Freiheitsberaubung geben kann als Planlosigkeit.«
Planen, um zu verändern, oder Planen, um zu bewahren – das waren
zwar keine einander ausschließenden, aber doch deutlich unterscheid-
bare Positionen: Die Verteidiger des Status quo konzedierten, dass ge-
rade um des Bewahrens willen Veränderungen unumgänglich waren,
wollten diese aber auf ein Mindestmaß beschränken, während die Re-
former Anspruch und Wirklichkeit der bestehenden Ordnung konfron-
tierten oder die faktische Unordnung skandalisierten und im übrigen
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planend eine Ordnung schaffen wollten, die es zu bewahren lohnte.
Dem konservativen oder progressiven Grundimpuls korrespon-

dierte ein skeptisches beziehungsweise emphatisches Verhältnis zum
utopischen Denken. Robert Jungk etwa forderte als erste Stufe des Pla-
nens eine »zweckfreie soziale Phantasie«, deren »Quellpunkt (. . . ) nicht
das Seiende, nicht einmal das Mögliche, sondern das noch nicht Mög-
liche« zu sein habe. »Sie darf, sie soll riskieren, Grenzen zu überschrei-
ten, Unfaßbares erstmals zu nennen, sie ist der närrische und tollkühne
Vortrupp des prüfenden Geistes, Ausdruck der dem Menschen als ein-
zigem Lebewesen gegebenen Fähigkeiten des wachen Traums und der
Vorahnung.«39 Erst in einem zweiten Schritt sollte dann die »ange-
wandte soziale Phantasie« den Weg zurück »aus der verwirrenden Weite
des nur Denkbaren in die wirklichkeitsnäheren Dimensionen des Mög-
lichen« beschreiten. Doch auch für sie galt: »Die vorhandenen Fakten
sind ihr niemals Bindung, sondern immer nur Ausgangspunkt, da sie
prinzipiell stets schon eine andere Faktizität ahnt.«40 Auch wenn Jungk
sich nicht scheute, als Vorbild des Planers die archaische Figur des
»Sehers« zu rehabilitieren,41 war sein Programm keineswegs anti-ratio-
nal, sondern von einem aufklärerischen Bildungs- und Wissenschafts-
optimismus getragen. Der Seher sollte zugleich Sozialtechniker sein.
Selbst Helmut Schelsky, der Jungk im Übrigen einen eklatanten »Man-
gel an kritischer Reflexion« vorhielt, vermerkte zustimmend, dieser sei
»sicherlich nicht eskapistisch und realitätsfremd«, sondern mache den
höchste Anerkennung verdienenden Versuch, »unsere so funktionalisti-
sche und pragmatische geistige Situation mit einer rationalen sozialen
Utopie zu durchdringen und damit eine geistige Bewegung ins Leben
zu rufen«.42

Geradezu anti-utopisch nahm sich gegenüber Jungks erkennbar
von Ernst Bloch inspirierten Entwurf des Entwerfens Hans-Joachim
Arndts Plädoyer für ein »bescheiden stoisches« Bewusstsein des Planers
aus, der, statt in prometheischem Stolz die Eroberung der Zukunft in
Angriff zu nehmen, seine Anstrengungen darauf beschränken sollte,
»nicht unnötig unglücklich sein zu müssen«. Weil Arndt Planung mit
»gnadenlosem Sachzwang« identifizierte (im Unterschied zur Strategie,
die mit Gegenkräften rechne), war sie nur dann gerechtfertigt, »sobald
die Komplexität der vom Menschen geschaffenen künstlichen Welt kein
anderes Sicherungsmittel zuläßt als die technisch effizienten Mittel die-
ser Kunstwelt selbst«: »Soll der Plan über Strategie hinauskommen, aber
nicht Terror werden, so muß er auf die Bewahrung dessen beschränkt
werden, was man wohl in einem bestimmten Sinne als die ›gesicherten
sozialen Errungenschaften‹ bezeichnen könnte, nämlich die erprobten
Techniken. (. . . ) Wer unter ›planen‹ die Erfassung durch strenge ablauf-
technische Organisation versteht, der wird sagen: Was ein Volk an Tech-
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nik hinter sich gebracht hat, das kann es planen.« Nicht der Steuer-
mann oder Baumeister, sondern der Deichgraf lieferte das role model für
die widerspruchsvolle Figur des Planers als »eines Bewahrers von Tech-
niken und Technikers des Bewahrens«.43

Eine Ehrenrettung der Utopie unternahm Georg Picht. Gegen die
landläufige Auffassung vom »Traumbild einer unwirklichen Welt« be-
stimmte er Utopien als »Antizipationen der Zukunft«.44 Im Unterschied
zu Jungks Appell, das noch nicht Mögliche zu denken, schränkte der
Heidelberger Religionsphilosoph und Pädagoge sie »auf das zielbewußte
Handeln des Menschen und damit auf den Bereich des Möglichen« ein.
Für ihn verhielten sich Utopie und Planung zueinander wie Wegweiser
und Wegebau: Planung, definierte er, sei »die Ausarbeitung der rationa-
len Direktiven für ein Handeln, das die durch Utopien gesetzten Ziele
realisieren soll«.45 Freilich eigne auch der Planung selbst ein utopisches
Moment: Da »zwischen den heutigen Möglichkeiten der Planung und
den unaufschiebbaren Aufgaben der Planung ein riesiger Abstand« be-
stehe, müsse sie zuallererst »die Bedingungen ihrer eigenen Möglichkeit
produzieren«. Planende Praxis sei daher »eine transzendentale Praxis«.46

Jakob H. Kaiser hielt es auch in dieser Frage eher mit Hegel und
Engels und diagnostizierte eine historische Entwicklung »von der Uto-
pie zur Wissenschaft«. Während die klassischen Utopien von Morus bis
Huxley zwar »eine Staats- und Sozialkritik von unverkennbarer Bri-
sanz« formuliert, dabei jedoch aus politischen Rücksichten gegenüber
den Machthabern von Zeit und Raum abstrahiert hätten, sei der Plan
nichts anderes als »die Verortung der Utopie«. Der Übergang von der
Utopie zum Plan vollziehe sich immer dann, wenn sich ein Ordnungs-
konzept mit dem politischen Willen und der Macht zur Verwirklichung
verbinde. Bleibe die Utopie Fiktion, so seien im Plan Entwurf und Voll-
zug untrennbar verbunden. In der Perfektion seiner Ausführung wäre
der Plan das Ende der Geschichte: »die Aufhebung der Zeit in der
Gegenwart. Denn Zukunft wäre insofern nur noch eine spezifische Di-
mension der Gegenwart, und die Sicht in die ›Zukunft‹ würde dazu die-
nen, unser gegenwärtiges Dasein zu erfüllen und in seinen Möglich-
keiten auszudehnen (innerhalb der Grenzen reiner Immanenz).«47

III.
Wenn auch viel für Lübbes Diagnose spricht, dass in den 60er Jah-

ren Planung die Rolle einnahm, »die Utopie und Geschichtsphilosophie
ausgespielt« hatten,48 so war der Planungsdiskurs selbst doch in hohem
Maße utopisch und geschichtsphilosophisch aufgeladen. Nicht zuletzt
deshalb nahmen Legitimationsfragen – Warum ist Planung notwendig
oder unvermeidlich? Was darf, was kann sie leisten? Wieviel Planung
brauchen, wie viel vertragen wir? – einen so großen Raum ein. Um den
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Begriff, wie gezeigt, für disparate Intentionen aufladen zu können,
durfte dagegen gar nicht genau bestimmt werden, was Planung ist, was
planendes Handeln von anderen Formen des Handelns unterscheidet.49

Niklas Luhmann, der sich mit politischer Planung aus der Perspek-
tive des Verwaltungswissenschaftlers beschäftigte und schon deshalb uto-
pischen und geschichtsphilosophischenAnwandlungen abhold war,blieb
es vorbehalten, dem Begriff präzise Konturen zu geben. Diese waren
weder zu gewinnen, »wollte man jedes Vorausdenken und jedes Vorbe-
reiten, jede Überlegung künftigen Handelns als Planen bezeichnen«,
noch half es weiter, »einschränkend sekundäre Merkmale anzufügen,
etwa auf Bewußtheit, Explikation aller relevanten Faktoren, Verwen-
dung des Zweck/Mittel-Schemas,wissenschaftlicheObjektivität oder ähn-
liches abzustellen«. Luhmann setzte an der Zweistufigkeit planenden
Handelns an und definierte: »Planen ist Festlegung von Entscheidungs-
prämissen für künftige Entscheidungen, oder kürzer formuliert: Planen
heißt über Entscheidungen entscheiden«. Wesentlich sei das durch die
Doppelung desEntscheidungsvorgangs erreichte reflexiveMoment: Zwar
treffe der Planende schon bindende Entscheidungen, aber diese erüb-
rigten oder determinierten das spätere Entscheiden nicht vollständig,
sondern ließen es mehr oder minder offen, »so daß nochmals entschie-
den werden muß«.50 Leistungssteigernd wirke diese durch »gebremsten
Einsatz« und »bewußteVertagung vollständiger Vergewisserung und Sinn-
erfüllung« erreichte Prozeduralisierung des Entscheidens, weil sie durch
die Möglichkeit des Nachjustierens Entscheidungsunsicherheit und das
Risiko von Fehlentscheidungen reduziere. Zudem konnten beide Stu-
fen des Entscheidens »verschiedenartigen Brauchbarkeitsbedingungen
und Anspruchsniveaus unterworfen werden«, sie konnten »verschiede-
nen Sektoren der Verwaltung nahe stehen«, und folglich konnten »for-
maleOrganisationsweisen, Innovationsmöglichkeiten,Lernfähigkeit und
Kontrollmöglichkeiten auf beiden Ebenen weit differieren«, was wiede-
rum die Chancen zur internen Systemdifferenzierung und damit zur
Bewältigung komplexerer Steuerungsaufgaben erhöhte.51

Politische Planung situierte Luhmann an der Schnittstelle bezie-
hungsweise Konfliktlinie zwischen Politik und Verwaltung. Sie war nicht
mehr und nicht weniger als »ein Schritt im gesamten Prozeß der Infor-
mationsverarbeitung und Reduktion von Komplexität, der mit vielen
Schleifen, Umwegen, Rückverweisungen und Sackgassen von der For-
mulierung politisch-administrativ relevanter Erwartungen bis zur Mit-
teilung bindender Entscheidungen läuft«. Weil sie die Grenzen dieser
beiden Teilsphären des politischen Systems überschritt, ließen sich ihr
Ort und ihre Kompetenz institutionell nicht festlegen. Sie musste des-
halb konzipiert werden als »eine gegenstrukturelle, mit dem offiziellen
Schaubild der gewaltengeteilten Organisation nicht übereinstimmende
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Einrichtung« und folglich geringem Institutionalisierungsgrad. Die Aus-
sichten politischer Planung hingen davon ab, »dass in den Parlamenten
und den Spitzen der Verwaltung sich eine Gruppe von Personen zusam-
menfindet, die für politische Rationalität und Verwaltungsrationalität
in gleicher Weise und ohne Vorurteil für die eine oder andere aufge-
schlossen ist und deshalb zwischen beiden vermitteln kann«. Notwen-
dig war ferner, dass »die Beteiligten hinreichenden Status, Zugang zu
Informationen haben und über persönliche Beziehungen verfügen« und
schließlich die »Anlässe für Kontakt und Erfahrungsaustausch hinrei-
chend dicht gesät« sind. Dass die Vorschläge eines solchen Gremiums
»nicht annähernd jene Stabilität und Effektsicherheit« garantieren konn-
ten wie bürokratische Entscheidungen, das gestand Luhmann zu. Die
Sorge, die Planergruppe könne sich als »›Elite‹ an der Spitze des ›Staa-
tes‹« gerieren, wies er zurück. Entsprechende Befürchtungen hielt er
schon deshalb für unangebracht, weil politische Planung »nicht die
Stärke, sondern die Schwäche einer solchen Systemstruktur« sei, der Eng-
pass, »der die Leistungsfähigkeit eines funktional differenzierten Sys-
tems begrenzt«. Aber eben deshalb, so endete er verhalten optimistisch,
werde »ein kleiner Gewinn an Leistungsfähigkeit in diesem Punkt zu
einem großen Gewinn für das ganze System«.52

IV.
1984 beschäftigte sich Luhmann abermals mit dem Planungsthema,

dieses Mal im Rahmen seiner allgemeinen Theorie sozialer Systeme.
Achtzehn Jahre nach seinem Aufsatz zur politischen Planung hatten
sich die Koordinaten verschoben, und diese Verschiebung dokumen-
tiert nicht nur Luhmanns Paradigmenwechsel von einer strukturfunk-
tionalistischen Systemtheorie zu einer Theorie selbstreferentieller Sys-
teme, sondern – und in diesem Sinne interessiert sie hier vor allem –
verweist auch auf einen Bruch in der Selbstbeschreibung der Gesell-
schaft. Planung war nun nicht mehr der Name, in dem die Gesellschaft
ihr Verhältnis zur Zukunft begriff.

Hatte Luhmann 1966 gefragt, welche Funktion Planung im politi-
schen System zu erfüllen habe und wie sie zu organisieren sei, so inter-
essierte ihn jetzt die grundsätzlichere Frage, »ob ein soziales System sich
selbst planen kann und mit welchen Problemen man rechnen muß,
wenn dies versucht wird«. Diese Frage zu stellen, bedeutete nicht, sie
mit der trivialen Feststellung zu beantworten, dass alle Planung unzu-
länglich sei. Nicht dass sie ihre Ziele verfehlte oder hinter ihnen zu-
rückblieb, nicht ihre unintendierten Nebenfolgen standen zur Debatte,
das eigentliche Problem war vielmehr, »daß die Planung in dem System,
das sich plant, beobachtet wird« und daher zugleich Vollzug und Wider-
stand produziert – und zwar koextensiv: je mehr Planung und Plan-
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vollzug, desto mehr Widerstand. »Planung erzeugt Betroffene – sei es,
daß sie benachteiligt werden, sei es, daß nicht alle ihre Wünsche erfüllt
werden. Die Betroffenen werden wissen wollen und sie werden freie Ka-
pazitäten im System nutzen wollen, um zu erfahren und möglichst zu
ändern, was geplant wird.« Weil sich Planung außerdem an der Kom-
plexität des Systems orientieren müsse, diese aber niemals vollständig
abbilden könne, sei es stets möglich, ihr Lücken und Defizite nachzu-
weisen. Immer seien irgendwelche Interessen »übergangen, mögliche
Folgen nicht beachtet, Risiken falsch eingeschätzt und vor allem: an-
dere Prioritäten zurückgesetzt« worden, immer bestehe die Möglichkeit,
»sich anders zu verhalten, als eine planmäßige Bestimmung es vorsieht,
nämlich etwas Vorgesehenes, mit dem viele rechnen, gerade deshalb nicht
zu wollen, es zu unterlaufen, zu boykottieren oder auch nur Profit dar-
aus zu ziehen, daß man sich untypisch verhält«. Im Modus der Planung
radikalisierte sich das Problem der doppelten Kontingenz: Als an der
Zukunft orientierte Selbstbeschreibung des Systems konnte Planung
nur Entscheidungsprämissen für künftiges Verhalten, nicht aber dieses
Verhalten selbst festlegen, so dass auch »die Reaktion auf das Geplant-
werden« Zeit hatte, ihrerseits zu planen.Systemplanung konnte auch dies
noch einzuplanen versuchen, aber eine solche »reflexive Planung der
Planung« wurde selbst wiederum beobachtet und führte daher »ihrer-
seits zu Möglichkeiten, auf die eigene Beobachtung der Planung zu rea-
gieren, aber nicht so zu reagieren, wie eingeplant war«.53 Dass sich Planer
und Beobachter auf eine Planungsrationalität verständigten, war unter
diesen Voraussetzungen illusorisch; denkbar war allenfalls »eine Art von
Konvergenz«.54

In seinem Aufsatz von 1966 hatte Luhmann das Problem der Kon-
tingenz operationalisiert, indem er Planung als zweistufigen Mechanis-
mus gefasst und ihr einen eher informellen Status zwischen Verwaltung
und Politik zugeschrieben hatte. Wie die auf stochastischen Methoden
fußende Prognostik, wie die Kybernetik mit ihrem Prinzip der Feedback-
Steuerung hatte er dabei auf Rationalität durch Verfahren gesetzt, ge-
nauer: auf Rationalität durch Verfahren der reflexiven Prozeduralisie-
rung. Phantasmen der Planbarkeit, wie sie in vielen Texten dieser Jahre
herumspukten, lagen ihm schon damals fern, an der Notwendigkeit
und Möglichkeit politischer Planung hegte er jedoch keinen Zweifel.
Man kann seinen Aufsatz geradezu als Versuch lesen, entsprechende
Ansätze zu stärken, indem man ihre Grenzen herauspräparierte und so
der Planungsdebatte eine realistische soziologische Fundierung gab.
Knapp zwanzig Jahre später war wenig von den Aufgaben, umso mehr
aber war auf den wenigen Seiten, die Luhmann der Planung überhaupt
noch widmete,55 von ihren Aporien die Rede. Die beiden Bestandteile
des Begriffs Systemplanung, zuvor ein für die Soziologie von Politik
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und Verwaltung selbstevidentes Kompositum, rückten auseinander und
schienen nunmehr letztlich unvereinbar. System und Planung, das ging
in einer Theorie evolutiver Selbstorganisation nicht mehr zusammen.

Jenseits ihrer theorieimmanenten Funktion entspricht die begriff-
liche Umbesetzung auch einer veränderten gesellschaftlichen Diskurs-
konstellation, die sich bereits seit der Ölkrise und der Rezession der
70er Jahre andeutete und spätestens nach dem Zusammenbruch der real-
sozialistischen Planökonomien hegemonial wurde. Zugespitzt formu-
liert: Der Begriff der Selbstorganisation, der mit Luhmanns autopoie-
tischer Wende zur Basiskategorie seiner Systemtheorie aufrückte, nahm
auch als Topos gesellschaftlicher Selbstbeschreibung die Position ein,
die der Planung in den 60er Jahren zugekommen war. Die Zukunft er-
schien in der allgemeinen Wahrnehmung weniger als eine politische
Planungsaufgabe, denn als ein emergenter, seinen eigenen Gesetzen fol-
gender, von politischen Steuerungsanstrengungen kaum und wenn, dann
nicht unbedingt zum Guten beeinflussbarer Prozess. Emergenz statt
Planung – das erinnert nicht von ungefähr an Hayeks »spontane Ord-
nung«, die hinter dem Rücken der planend ihren Nutzen maximieren-
den individuellen Akteure entstehen sollte. Weder eine »planokratische
Superbehörde«56, noch die informelle Kooperation von Parlamentariern
und Vertretern der Verwaltungsspitze, die Luhmann 1966 vorgeschlagen
hatte, sondern die unsichtbare Hand des Wettbewerbs verkörperte im
öffentlichen Bewusstsein die politische Vernunft.

Dieser Wettbewerb bedurfte freilich selbst institutioneller Absiche-
rung und folglich planender Interventionen. Derartige Eingriffe sollten
jedoch nicht negative Markteffekte korrigieren, sondern im Gegenteil
dem freien Spiel von Angebot und Nachfrage durch Beseitigung exter-
ner Störfaktoren den Weg ebnen. Auch das verlangte ein Höchstmaß an
Aktivität. Planung in diesem Sinne griff nicht in den Markt ein, sie
machte ihn möglich. Ohne Widerspruch blieben indes auch die Apolo-
gien von Selbstorganisation undWettbewerb nicht, allerdings hatte sich
die Logik der Rechtfertigung umgedreht: Konnte in den 60ern die Idee
der Planung eine selbstverständliche Plausibilität beanspruchen, die
Kritiker unter erheblichen Begründungszwang setzte, so verfügten im
letzten Vierteljahrhundert die Apologeten des Marktes über einen nicht
minder selbstverständlichen Rationalitätskredit, während jene, die mit
guten Gründen daran zweifelten, dass die »spontane Ordnung« tatsäch-
lich eine gute Ordnung darstellte, sich dem Vorwurf ausgesetzt sahen,
die Zeichen der Zeit nicht verstanden zu haben.

Eine Untersuchung der neoliberalen Zukunftssemantik hätte des-
halb auf andere Begriffe abzustellen. »Selbstorganisation« oder gar »Auto-
poiesis« haben – wenigstens außerhalb der Systemtheoretiker-Gemeinde
– nicht jene diskursive Macht entfaltet, die sie als Signaturen der Zeit
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qualifizieren würden. Die Orientierung auf die Zukunft verlangte wohl
nach Leitvokabeln mit aktivistischerem Klang. Unter welchem Heils-
wort versammelten sich die Baumeister, Steuermänner und Deichgrafen
des Wettbewerbsstaats? »Governance« wäre ein ernsthafter Kandidat,
verbindet das Konzept doch ähnlich wie der Planungsbegriff Vorstel-
lungen des Lenkens beziehungsweise Regierens in einem weiten, nicht
auf den Staat begrenzten Sinne mit einem normativen Anspruch (good
governance) und bezieht sich auf ganz unterschiedliche Ebenen vom
Weltsystem (global governance) bis zum Unternehmen (corporate gover-
nance). Aber auch dieser Topos, der für die Politikwissenschaft im ver-
gangenen Jahrzehnt zweifellos paradigmatischen Charakter gewann,
hat den Sprung aus dem akademischen Diskurs in die Alltagssprache
nicht geschafft.

Vieles spricht dafür, dass »Management« mit all seinen Komposita
das Korrelat zum Begriff der Planung darstellte. Geht man nach dem
Sprachgebrauch, wurden und werden nicht nur Wirtschaftsunternehmen
»gemanagt«, sondern auch Karriere, Familienalltag und Beziehungs-
probleme, Behörden ebenso wie Bürgerinitiativen. Kein Krankenhaus
ohne Pflege-, keine Theatergruppe ohne Kultur-, keine Hochschule ohne
Bildungs- und keine Volkshochschule ohne Weiterbildungsmanagement;
selbst die militärische Fortsetzung der Außenpolitik firmiert nicht als
Krieg, sondern als Krisen- und Konfliktmanagement. »Mit Management
verbinden sich positiv besetzte Assoziationen wie Klarheit, Unkompli-
ziertheit, Sachlichkeit, Kompetenz und Effizienz. Management präsen-
tiert sich als die Kategorie des kalkulierten Fortschritts und ist als sol-
che nicht nur der Legitimationspflicht enthoben, sondern verfügt selbst
über ein beachtliches Legitimationspotenzial. (. . . ) Wer seine Tätigkei-
ten, was immer es sei, in der Nähe des Managements positioniert, ver-
schafft ihnen jene neue Qualität, welche Distinktion im Sinne höherer
Weihen sicherstellt«, schrieb der Soziologe Otto Nigsch 1997.57 – Wie in
den 60er Jahren für Planung, so galt spätestens seit den 90ern: Was auch
immer das Problem war, stets war Management, war mehr Management
oder besseres Management die Lösung.

Aus der Sprache des Managements stammen auch die meisten der
buzzwords dieser Jahre: Statt heroisch die »Eroberung der Zeit«58 oder
den »Kampf um die Zukunft«59 auszurufen, postulierte man change
management, strategische Unternehmensplanung hieß corporate foresight,
anstelle von Planungsstäben installierte man Benchmarking-Gruppen
und Qualitätszirkel, und statt von Rationalität sprach man lieber von
Exzellenz. Die wissenschaftliche Beschäftigung mit der Zukunft, in den
60ern Futurologie60 genannt, mutierte zur Trendforschung und belie-
ferte Unternehmen mit Marktprognosen. Aus Robert Jungks visionärem
Sozialtechniker wurde schließlich der Trendscout, wie dieser ein selbst-
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ernannter »Querdenker«, der seine soziale Phantasie jedoch nicht mehr
auf »Modelle einer neuen Welt« richtete, sondern auf die Mode der
nächsten Saison.

Vieles deutet darauf hin, dass die semantische Verschiebung von
Planung zu Management in der aktuellen Krise wiederum obsolet wird.
Denn, offen gestanden, wer könnte jetzt – geschrieben Anfang Novem-
ber 2008 – noch darüber lachen, würde jemand augenzwinkernd das
Geheimnis ausplaudern, in Wahrheit manage niemand, auch die nicht,
die managen?
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